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«Der Weg ist wichtiger 
als das Endprodukt»
MONTREAL: Nach der Eröffnungsfeier der
35. Internationalen Berufswettbewerbe in Mon-
treal vom Mittwochabend, nahmen die rund 600
TeilnehmerInnen aus 33 Nationen die Arbeit
gestern im Olympiastadion auf. Damit ging für
Carmen Allgäuer (Damenschneiderin), Man-
fred Frick (Dreher CNC), Stefan Ritter (Fräser
CNC), Othmar Wohlwend (Elektroinstalla-
teur), Jakob Brunhart (Starkstromelektriker),
Berkant Altinoez (Maler) und Norbert Gantner
(Bauschreiner) die lange Zeit der Vorbereitung
zu Ende. Seite 2

«Die Mängel wurden
beseitigt !»
VADUZ: Die Opposition greift der Regierung
hilfeleistend unter die Arme. So lässt sich die
«Schwangerschaft und Geburt» des Gesetzes
über das Landesspital treffend beschreiben.Wäh-
rend die Regierung eine mangelhafte und funkti-
onsunfähige Gesetzesvorlage im Landtag präsen-
tierte, konnte dank der Kritik und Anregung sei-
tens der Opposition nun doch ein funktionelles
Gesetz verabschiedet werden. Seite 3

Wenn über Nacht der
Winter kommt

AUTOMOBIL: Die kühlen Tage, welche sich
mit spätsommerlichen Herbsttagen ablösen,
vermögen daran zu erinnern,dass der Winter vor
der Türe steht. Über Nacht kann sich ein weisser
Teppich über die Landschaft legen, und auf der
Strasse stellt man fest, dass sich viele Automobi-
listinnen und Automobilisten noch nicht auf den
Winter eingestellt haben. Seiten 33 bis 37

Scheidung in 
Liechtenstein
VADUZ:Der Bund fürs Leben hält häufig nicht
bis ans Lebensende. In Liechtenstein sind jähr-
lich rund 140 Paare und deren Kinder von einer
Scheidung oder Trennung betroffen, Tendenz
steigend. Scheidung ist für die meisten Men-
schen eine schwierige Phase der Krise und ein
schmerzlicher Einschnitt. Das Leben muss neu
organisiert werden. Seite 7

Räbaliechtli in Mauren
MAUREN: Mit Räbaliechtli in der Hand und
singend sind gestern Abend die Kinder von
Mauren und Schaanwald um den Weiherring in
Mauren gelaufen. Seite 9

Ein knuspriges Liech-
tensteiner Honigbrot
VADUZ: Körner aus Bio-Weizen, -Dinkel und 
-Roggen werden wöchentlich in der Balzner Müh-
le zu Vollkorn-, Halbweiss- und Knöpflemehl
verarbeitet. Mais aus der näheren und weiteren
Umgebung ergibt das Rheintaler Törggamehl
und Gries zu einem währschaften Riebel, der
bei uns noch gerne und oft gegessen wird.Liech-
tensteiner Wald- und Blütenhonig bester Qua-
lität von den einheimischen Imkern. Seite 14
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COMPUTER-EXTRA

Neue Ultra-
schalltechnik
Erstmals vorgestellt wurde 
die neue Plattform auf dem
Ultraschall-Dreiländertreffen
in Berlin. Seite 32
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Liechtenstein überall präsent
Ein Airbus der Swissair trägt den Namen «Fürstentum Liechtenstein»

Erstmals in der Geschichte der Schweizerischen Luftverkehrsgesellschaft trägt ein modernes Langstrecken-
flugzeug das Wappen eines Nachbarstaates. Auf Initiative des Schweizer Vereins in Liechtenstein hat die
Swissair einen neuen Airbus 330-2223 auf den Namen «Fürstentum Liechtenstein» immatrikuliert. SSeeiittee  77

Verkehr: Volksabstimmung zur
Verfassungsinitiative?

Volksblatt-Streitgespräch in Sachen Verfassungsinitiative Verkehr bringt Überraschung

Kommt die Verfassungsinitia-
tive zum Verkehr der Abgeord-
neten Peter Sprenger (VU),
Gabriel Marxer (FBPL) und
Egon Matt (FL) vors Volk?
VU-Fraktionssprecher Peter
Sprenger kündete im Volks-
blatt-Streitgespräch an, dass
diese Initiative dem Volk vor-
gelegt werden solle, falls der
Landtag diesen überparteili-
chen Vorstoss ablehne.

Alexander Batliner

Die Verfassungsinitiative zum Ver-
kehr wurde in der letzten Landtags-
sitzung im Oktober heftig disku-
tiert. Bürgermeister Karlheinz Os-
pelt und der FBPL-Abgeordnete
Johannes Matt sprachen sich in aller
Deutlichkeit gegen diesen überpar-
teilichen Vorschlag aus. Karlheinz
Ospelt sprach sogar von Unfug.
Nichtsdestotrotz war eine Mehrheit
des Landtages für Eintreten auf die
Vorlage. Dabei kam klar zum Aus-
druck, dass hauptsächlich der Punkt
vier der Initiative für einige Abge-
ordnete nicht akzeptabel ist. Darin
verlangen die Initianten: «Die Tran-
sitstrassenkapazität darf nicht er-
höht werden.» Hierin sehen viele
Abgeordnete die Gefahr, dass
schlussendlich die Gerichte darüber
zu befinden haben, ob eine Strasse
gebaut wird oder nicht.

Volksabstimmung Ja oder Nein?
VU-Fraktionssprecher, einer der

Initianten der Vorlage, verkündete
im Streitgespräch: «Ich hoffe sehr,
dass sich noch zwei Abgeordnete
überzeugen lassen, so dass wir im
Landtag die notwendigen Mehrhei-

ten für die Initiative finden. Falls
dies nicht der Fall sein wird, wollen
wir diese Initiative einer Volksab-
stimmung unterbreiten und Unter-
schriften sammeln.» Bevor eine
Volksabstimmung Wirklichkeit
wird, muss der Landtag noch zwei
Mal über diese Vorlage befinden.
Da es sich um eine Verfassungs-in-
itiative handelt,brauchen die Befür-
worter die Unterstützung von 2/3 al-
ler Abgeordneten – und das zwei
Mal. Erst dann wird feststehen, ob
die Initianten diese Vorlage dem
Volk unterbreiten. Und dann stellt
sich noch eine weitere Frage:Finden
sie genügend Unterschriften?

Entscheiden die Gerichte?
Die Gegner dieser Verfassungs-

änderung machen darauf aufmerk-
sam, dass bei Annahme dieser 
Initiative die Gerichte darüber zu
befinden hätten, ob eine Strasse ge-
baut werde oder nicht. Theoretisch
könnte so sogar eine Entscheidung
einer etwaigen Volksabstimmung
gekippt werden. Der Abgeordnete
Johannes Matt betonte im Streitge-
spräch: «Dann gibt es Rechtsstreite,
davon bin ich überzeugt. Dies auch,
um den Bau zu verzögern. Dann ist
es eine Einschätzungssache der Ge-
richte. Dies will ich nicht fördern.
Wenn es einen Volksentscheid gibt,
will ich, dass er durchgesetzt wird –
nach demokratischem Denkmus-
ter.» Johannes Matt unterstrich zu-
dem, dass mit dieser Initiative die
Flexibilität in der Verkehrspolitik

verloren gehe. «Diese Verzögerun-
gen können gefährlich sein. Wenn
der Letzetunnel einmal gebaut ist,
ist es zu spät. Wir müssen flexibel
handeln können.» Des Weiteren
kritisierte der FBPL-Abgeordnete,
dass die Initiative eine Transitstras-
se nicht definiere. Er wolle zuerst
das Gesamtpaket sehen. Dies sei
nämlich eine grundlegende Frage.
Er führte aus: «Für mich ist das 
Risiko, sich auf einen neuen Ver-
fassungsartikel einzulassen und
dann eine Transitstrasse zu definie-
ren, zu gross. Ich weiss ja nicht, wie
diese Definition dann genau lautet.
Dann will ich zuerst das Gesamtpa-
ket sehen. Bei uns im Land ist theo-
retisch jede Strasse eine Transit-
strasse.» Seiten 4 und 5

VU-Fraktionssprecher Peter Sprenger und der FBPL-Abgeordnete Johannes Matt beim Streitgespräch zum Thema
Verfassungsinitiative Verkehr.

Wachstum und
Inflation in der
Euro-Zone
FRANKFURT: Die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) erwar-
tet in den nächsten Monaten ei-
nen Anstieg der Inflationsraten
und eine weitere Wachstumsbe-
lebung in der Euro-Zone.Vor al-
lem der Anstieg der Ölpreise
wirke sich auf die Kosumenten-
preise aus, was auch durch die
Entwicklung der Erzeugerpreise
bestätigt werde. So schreibt die
EZB in dem am Donnerstag in
Frankfurt vorlegten Monatsbe-
richt. Vor diesem Hintergrund
habe die EZB am 4. November
erstmals die Leitzinsen erhöht,
um einen stärkeren Aufwärts-
druck auf die Preise zu verhin-
dern und zu einem inflations-
freien Wachstum in der Euro-
Zone beizutragen. Dem Bericht
zufolge kommt die Konjunktur
in der Euro-Zone immer mehr
in Schwung. Dies zeige sich vor
allem an den Daten zur Indus-
trieproduktion.
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«Die Kapazität muss beim 
status quo bleiben»

VU-Fraktionssprecher Peter Sprenger und der FBPL-Abgeordnete Johannes Matt im Streitgespräch 

Die Oktobersitzung des Landta-
ges: Die Abgeordneten Peter
Sprenger (VU), Gabriel Marxer
(FBPL) und Egon Matt (FL) brin-
gen eine Verfassungsinitiative in
Sachen Verkehr ein. Diese Initiati-
ve löste im Parlament eine heftige
Diskussion aus. Es wurde sogar
von Unfug gesprochen. Im Volks-
blatt-Streitgespräch zur Verfas-
sungsinitiative Verkehr prallten
die Argumente erneut aufeinan-
der.

Das Streitgespräch leitete 
Alexander Batliner

VVOOLLKKSSBBLLAATTTT::  HHeerrrr  SSpprreennggeerr,,  SSiiee
ggeehhöörreenn  zzuu  ddeenn  IInniittiiaanntteenn  ddeerr  VVeerrffaass--
ssuunnggssiinniittiiaattiivvee  iinn  SSaacchheenn  VVeerrkkeehhrr..
DDiieessee  IInniittiiaattiivvee  wwuurrddee  vvoonn  BBüürrggeerrmmeeii--
sstteerr  KKaarrllhheeiinnzz  OOssppeelltt  aallss  ««UUnnffuugg»»  bbee--
zzeeiicchhnneett..  WWeesshhaallbb  zzwwiinnggeenn  SSiiee  ddeenn
LLaannddttaagg  ddaazzuu,,  ssiicchh  mmiitt  ««UUnnffuugg»»  zzuu  bbee--
sscchhääffttiiggeenn??

Peter Sprenger: Das Wort «Unfug»
stammt aus einem Vokabularium, das
ich als gehässig bezeichne. Unsere 
Initiative löste sowohl bei Bürger-
meister Karlheinz Ospelt im Landtag
als auch beim ehemaligen Vorsteher von
Eschen, Günter Wohlwend, in einem
am vergangenen Samstag erschienenen
Leserbrief gehässige Reaktionen aus.
Wäre ich ebenso gehässig, müsste ich
von Stammtischniveau oder Populis-
mus sprechen. Diese Reaktionen stim-
men mich zuversichtlich, dass wir etwas
in die Wege geleitet haben, das so falsch
nicht sein kann. Sonst müsste man nicht
so gehässig darauf reagieren.

Die Verfassungsinitiative
fördert die Innovation
für nachhaltige und
zukunftsorientierte
Verkehrssysteme

Die Verfassung stammt aus dem Jah-
re 1921. Schon dazumal wurde der Be-
griff «moderne Bedürfnisse» des Ver-
kehrs in Artikel 20 in die Verfassung
aufgenommen. Wir schlagen daher also
nichts Neues vor. Dieser Artikel muss
jedoch neu definiert werden, da sich in
diesem Bereich in den letzten 70 Jahren
sehr viel geändert hat. 1921 waren wir
noch ein armes Bauernvolk und es 
herrschte Aufbruchstimmung für eine
bessere Zukunft. Die Voraussetzungen
waren also total anders als heute und
die bessere Zukunft ist schon lange
Realität geworden. Unsere Verfassung
beinhaltet nicht nur Grundrechte, son-
dern auch Grundwertungen. Letzteres
unter dem Titel Staatsaufgaben. Diese
Wertungen müssen den neuen Gege-
benheiten angepasst werden. Das letzte
Jahrhundert hat mehr Veränderungen

gebracht, als die letzten 3000 Jahre vor-
her. Wenn man 1920 gesagt hätte, dass
noch vor 1970 jemand auf dem Mond
sein wird, hätte man diese Person für
verrückt erklärt. Deshalb ist es ein Ge-
bot der Stunde, dass wir die «modernen
Bedürfnisse» neu definieren. Wir brau-
chen diese neue Definition im Rahmen
einer nachhaltigen Entwicklung unse-
res Verkehrssystems. Der Druck aus
dem EWR auf Liechtenstein nimmt
ständig zu. Bei 32 000 Einwohner haben
wir mehr als 23 000 Arbeitsplätze – dies
bringt Verkehr. Heute ist, auch wegen
des überbordenden Verkehrs, unsere
Um- und Mitwelt und damit die Le-
bensqualität von uns allen gefährdet.
Die Umweltgesetzgebung und die in-
ternationalen Verträge, die wir unter-
schrieben haben, – beides wurde zumin-
dest beim Erlass bzw. Unterzeichnung
vom politischen und gesetzgeberischen
Willen getragen – fordern eine Neuaus-
richtung unserer Verkehrspolitik. Die
Mobilität und ihre Entwicklung muss
auch im Einklang mit den nationalen
Gesetzen stattfinden. Die Verkehrsent-
wicklung kann und muss heute schon
gesteuert werden. Die Verfassungs-
initiative fördert die Innovation für
nachhaltige und zukunftsorientierte
Verkehrssysteme. Des Weiteren sind
das Bruttoinlandprodukt und der Gü-
terverkehr nicht miteinander gekop-
pelt. Das Wirtschaftswachstum eines
Landes hängt also nicht primär vom
Strassengüterverkehr und damit vom
Strassenbau ab. Man kann heute «Din-
ge» zum Beispiel Mobilitätssysteme
entwickeln, die nicht mehr so strassen-
verkehrslastig sind. Deshalb will die In-
itiative auch die Initiierung eines Stra-
tegiewechsels in der Verkehrspolitik
bewirken. Es ist nicht so, wie Günter
Wohlwend äusserte, dass 80 Prozent der
Bevölkerung seiner Meinung folgen

würden. Die abgelehnte Initiative in
Schaan hat zum Beispiel ein deutlich
anderes Bild aufgezeigt. Die Sorgen in
Sachen Verkehrspolitik haben in vielen
Staaten zu einem Umdenkungsprozess
geführt. Es wird Zeit, dass auch wir mit
dem Umdenkungsprozess beginnen.
Hierfür ist die Initiative der erste
Schritt.

HHeerrrr  MMaatttt,,  SSiiee  uunntteerrssttüüttzztteenn  ddeenn  BBüürr--
ggeerrmmeeiisstteerr  iinn  sseeiinneerr  MMeeiinnuunngg  uunndd  ppllää--
ddiieerrtteenn  iimm  LLaannddttaagg  eebbeennffaallllss  ggeeggeenn
EEiinnttrreetteenn  aauuff  ddiiee  VVoorrllaaggee..  DDeesshhaallbb
wweerrddeenn  SSiiee  ddeenn  AAuussffüühhrruunnggeenn  vvoonn  VVUU--
FFrraakkttiioonnsssspprreecchheerr  PPeetteerr  SSpprreennggeerr  wwoohhll
sskkeeppttiisscchh  ggeeggeennüübbeerrsstteehheenn..

Johannes Matt: Ich beschäftige mich
jetzt auch schon seit einigen Jahren mit
der Verkehrsproblematik unseres Lan-
des – speziell mit jener des Unterlandes.
Ich hatte lange das Gefühl, dass nichts
geschieht.Dass seit einiger Zeit die Ver-
kehrsproblematik diskutiert wird, ist
zum Teil auch Günter Wohlwend und
Hanno Konrad zu verdanken. Mit
ihrem Projekt haben sie einen massgeb-
lichen Anteil an der Lancierung der
Diskussion. Dafür muss man ihnen
auch danken. Wir wissen nicht, wie die
Probleme gelöst werden sollen und des-
halb kommen wir auch keinen Schritt
vorwärts. Es herrschte eine Orientie-
rungslosigkeit und eine Passivität. Des-
halb habe ich schon vor zwei Jahren
vorgeschlagen, einen Fonds mit einer
Einlage von 20 Millionen zu gründen.

Die Initiative ist 
eine Zementierung des

Ist-Zustandes

Diese 20 Millionen hätten zum Inves-
tieren im Inland oder im Ausland ge-
braucht werden können. So hätte man
sich beispielsweise an einer anderen
Umfahrung von Feldkirch als der Let-
zetunnel beteiligen können. 1998 wurde
von der FBPL-Fraktion nochmals ein
Postulat eingebracht. Dieses bestand
aus 10 Punkten. Der zehnte Punkt war
bauliche Massnahmen. Dieser wäre erst
zum Tragen gekommen, wenn die ande-
ren neun Punkte nicht gegriffen hätten.
Doch der Landtag hat beide Vorstösse
abgelehnt.

Und jetzt wird auf einmal diese Ver-
fassungsinitiative vorgelegt. Mit dieser
habe ich Probleme. Sie ist eine Zemen-
tierung des Ist-Zustandes. Man muss je-
doch die Intentionen der Initianten Ga-
briel Marxer, Egon Matt und Peter
Sprenger unterschiedlich bewerten. Der
FL-Abgeordnete Egon Matt hat eine
andere Strategie als die beiden Vertre-
ter der grossen Parteien. Die Freie Liste
hat nämlich nur ein Thema besetzt: den

Verkehr. Dies wollen sie bewahren. Ich
denke, dass Gabriel Marxer und Sie
Herr Sprenger in dieser Frage weiter
gedacht haben. Die Freie Liste will alles
verhindern, was mit baulichen Mas-
snahmen bezüglich Verkehr zu tun hat.
Diese Initiative hat genau das im Sinn:
Den Ist-Zustand zementieren. Deshalb

kann ich dieser Initiative nicht zustim-
men. Die Verkehrsproblematik unseres
Landes betrifft in erster Linie die An-
rainer. Für diese bedeutet diese Initia-
tive und die Ansichten der Freien Liste,
dass sie niemals entlastet werden. Die
Umweltorganisationen und die Freie
Liste werden die Annahme dieser 
Initiative immer wieder zum Anlass
nehmen, und jedigliche zukunftsgerich-
tete Ausrichtung des Verkehrs, falls es
bauliche Massnahmen betrifft, zu tor-
pedieren. Ich möchte noch Folgendes
betonen: Die Kapazität der Strasse
Schaanwald nach Bendern ist noch
nicht ausgelastet.Wir haben Spitzenzei-
ten, während welchen nicht mehr viel
geht – es könnte aber auch noch schlim-
mer sein. Deshalb: Wir können doch
nicht hergehen, und diese Strasse noch
mehr belasten. Wenn der Letzetunnel
kommt und Mehrverkehr bringt, Herr
Sprenger, dann wird diese Strasse noch
mehr verstopft sein – aber sie schluckt
es. Und wer sind die Leidtragenden? –
Die Anwohner. Dies kann doch nicht
sein. Damit wir für die Betroffenen eine
Lösung umsetzen können, müssen wir
uns alle Optionen offen lassen. Deshalb
ist diese Initiative schlecht. Wir müssen
etwas machen, damit die Strasse von
Eschen nach Nendeln und in den 
Schaanwald praktisch eine Quartier-
strasse wird. Deshalb sage ich, dass bau-
liche Massnahmen aus Sicht der Bevöl-
kerung und gerade der Betroffenen
notwendige Massnahmen sind. Bei 
allen strategischen Spielen der Freien
Liste, wird zwar gesagt, dass man auf die
Anrainer Rücksicht nehme, aber dann

müsste man auch darauf achten, wie die
Anrainer entlastet werden. Deshalb 
finde ich diese Verfassungsinitiative 
total verfehlt, weil sie wirklich jedigli-
che baulichen Massnahmen, die für die
Anwohner sogar notwendig sind, torpe-
diert und zu verhindern versucht. Dies-
bezüglich ist hauptsächlich der Punkt
vier euerer Initiative für mich ein 
Problem. Darin verlangt ihr, dass die
bestehende Transitstrassenkapazität
nicht erhöht werden darf.

Peter Sprenger: Mit dieser Initiative
werden bauliche Massnahmen nicht
grundsätzlich ausgeschlossen. Es darf
nur nicht die derzeit bestehende Tran-
sitstrassenkapazität erhöht werden.
Auch die Projektgruppe um Hanno
Konrad und Günter Wohlwend sagte
mir, dass mit ihrem Projekt die Transit-
strassenkapazität nicht erhöht werde,
da die jetzigen Strassen in den Dörfern
dann zurückgebaut werden. Die Kapa-
zität muss beim status quo bleiben. Des-
halb sehe ich es nicht wie Sie Herr Matt,
dass jedigliche baulichen Massnahmen
mit dieser Initiative ausgeschlossen
werden. Ich bin sogar der Überzeu-
gung, dass unsere Initiative ein Mittel
dafür wäre, das die notwendigen Rück-
baumassnahmen auch durchgeführt
werden. Sonst wird diese Strasse gebaut
und in den Dörfern geschieht gar nichts.
Dann bleibt der Verkehr in den Dör-
fern und den Anwohnern wäre nicht ge-
holfen. In einem Punkt gebe ich ihnen

Recht:Diese Initiative definiert Transit-
strasse nicht. Dies ist aber auch nicht
die Aufgabe einer Verfassungsbestim-
mung. Gestützt auf die durch diese 
Initiative eingefügte Verfassungsbe-
stimmung muss ein Gesetz ausgearbei-
tet werden, in welchem dann klar auf-
geführt wird, was eine Transitstrasse ist.
Für mich ist eine Transitstrasse eine
Strasse, die von Staatsgrenze zu Staats-
grenze führt. Ich hoffe sehr, dass sich
noch zwei Abgeordnete überzeugen
lassen, so das wir im Landtag die not-
wendigen Mehrheiten für die Initiative
finden. Falls dies nicht der Fall sein
wird, wollen wir diese Initiative einer
Volksabstimmung unterbreiten und
Unterschriften sammeln. Dann soll das
Volk entscheiden, ob es diese Verfas-
sungsbestimmung will oder nicht. Dies
ist ein demokratisch ganz normaler
Vorgang.

Das ist nicht Aufgabe
einer Verfassungs-

bestimmung,
Transitstrasse zu

definieren

Ich möchte mich noch gegen etwas
konkret aussprechen: Sie versuchen uns
drei Initianten auseinander zu dividie-
ren. Wir haben ganz bewusst, und dies

(Fortsetzung auf Seite 5)
(Fortsetzung von Seite 4)

Die drei Initianten der Verfassungsinitiative zum Verkehr wollen, dass die Transit-
strassenkapazität nicht erhöht werden darf. (Bilder: Brigitt Risch)

JJoohhaannnneess  MMaatttt::  ««DDiiee  VVeerrkkeehhrrss--
pprroobblleemmaattiikk  uunnsseerreess  LLaannddeess  bbee--

ttrriifffftt  iinn  eerrsstteerr  LLiinniiee  ddiiee  AAnnrraaiinneerr..
FFüürr  ddiieessee  bbeeddeeuutteett  ddiieessee  IInniittiiaattiivvee,,
ddaassss  ssiiee  nniieemmaallss  eennttllaasstteett  wweerrddeenn..»»

JJoohhaannnneess  MMaatttt::  ««DDiiee  FFrreeiiee  LLiissttee
wwiillll  aalllleess  vveerrhhiinnddeerrnn,,  wwaass  mmiitt  
bbaauulliicchheenn  MMaassssnnaahhmmeenn  bbeezzüügglliicchh
VVeerrkkeehhrr  zzuu  ttuunn  hhaatt..  DDiieessee  IInniittiiaattii--
vvee  hhaatt  ggeennaauu  ddaass  iimm  SSiinnnn::  DDeenn  IIsstt--
ZZuussttaanndd  zzeemmeennttiieerreenn..  DDeesshhaallbb
kkaannnn  iicchh  ddiieesseerr  IInniittiiaattiivvee  nniicchhtt  
zzuussttiimmmmeenn..»»

PPeetteerr  SSpprreennggeerr::  ««UUnnsseerree  VVeerrffaass--
ssuunngg  bbeeiinnhhaalltteett  nniicchhtt  nnuurr  GGrruunndd--
rreecchhttee,,  ssoonnddeerrnn  aauucchh  GGrruunnddwweerr--
ttuunnggeenn..  DDiieessee  WWeerrttuunnggeenn  mmüüsssseenn
ddeenn  nneeuueenn  GGeeggeebbeennhheeiitteenn  aannggee--
ppaasssstt  wweerrddeenn..»»
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«Mit dieser Initiative werden die Anrainer
niemals entlastet»

Die Teilnehmer am Streitgespräch diskutierten heftig über die Folgen dieser Initiative für die Anrainer 

auch im Landtag gesagt, aus jeder Frak-
tion des Landtages einen Vertreter ge-
sucht. Wir wollten auf keinen Fall den
Eindruck erzeugen, dass parteipoliti-
sche Gegebenheiten eine Rolle spielen
und keine Gewichtungen gemacht wer-
den können. Ihre diesbezügliche Aus-
sage, die den Abgeordneten Egon Matt
in die grün-fundamentalistische Ecke
drängt, weise ich deutlich zurück.

Johannes Matt: Für mich ist das Risi-
ko, sich auf einen neuen Verfassungsar-
tikel einzulassen und dann eine Transit-
strasse zu definieren, zu gross. Ich weiss
ja nicht, wie diese Definition dann ge-
nau lautet. Dann will ich zuerst das Ge-
samtpaket sehen. Bei uns im Land ist
theoretisch jede Strasse eine Transit-
strasse.

Peter Sprenger: In einer Verfassungs-
bestimmung regelt man den Grundsatz
– eben eine von vielen Staatsaufgaben.
Was dies dann konkret heisst, ist eine
andere Sache. Die Schweiz rennt heute
noch ihrer Mutterschaftsversicherung
nach, obwohl diese schon lange in der
Verfassung verankert ist. Sie wurde ein-
fach nie umgesetzt, weil das Volk nicht
wollte. Das heisst: Dieses Problem gibt
es immer. Man kann nicht das Grundle-
gende wegen einem Detail ablehnen.
Auch wenn das von ihnen reklamierte
Gesamtpaket noch nicht im Detail be-
kannt ist, kann ich sie beruhigen. Die
künftigen Inhalte eines einschlägigen
Gesetzes werden vom Landtag disku-
tiert und festgelegt werden.

Johannes Matt: In dieser Frage, die
von so enormer Wichtigkeit ist, will ich
das Gesamtpaket sehen. Ich will wissen,
was eine Transitstrasse ist und was die-
ser Absatz vier für Folgen hat. Ich will
euch drei Initianten nicht auseinander-
dividieren. Egon Matt wird vermutlich
nur derjenige sein, der diese Bestim-
mung dann am extremsten auslegen
wird. Er wird seinen Kampf, jediglichen
Strassenbau zu verhindern, weiter-
führen. Deshalb habe ich Angst davor,
dass die Anrainer unter dieser Bestim-
mung zu leiden hätten.

HHeerrrr  MMaatttt,,  SSiiee  bbeettoonntteenn  iimm  LLaannddttaagg,,
ddaassss  ssiicchh  ddiiee  GGeeggnneerr  eeiinneess  SSttrraasssseennbbaauu--
pprroojjeekktteess  jjeewweeiillss  vvoorr  GGeerriicchhtt  ttrreeffffeenn
wwüürrddeenn..  ZZuuddeemm  sseeii  eeiinn  RReeffeerreenndduumm
eebbeennffaallllss  nniicchhtt  mmeehhrr  nnööttiigg,,  ddaa  mmaann  nnuurr
bbeehhaauupptteenn  mmüüssssee,,  ddaassss  ssiicchh  ddaass  SSttrraass--
sseennpprroojjeekktt  uumm  eeiinnee  TTrraannssiittssttrraassssee
hhaannddllee..  SSoommiitt  wwüürrddee  eeiinnee  EEiinnzzeellbbee--
sscchhwweerrddee  aauussrreeiicchheenn,,  üübbeerr  wweellcchhee  ddiiee
GGeerriicchhttee  zzuu  bbeeffiinnddeenn  hhäätttteenn..  SSiinndd  ddaass
wwiirrkklliicchh  SSzzeennaarriieenn,,  ddiiee  uunnss  mmiitt  ddiieesseerr
IInniittiiaattiivvee  bbeevvoorrsstteehheenn  kköönnnntteenn??

Für die Anrainer
bedeutet diese Initiative,

dass sie niemals
entlastet werden

Johannes Matt: Wenn diese Initiative
eine Mehrheit findet, gehen die Streite-
reien los. Die Gegner argumentieren
dann, dass ein bestimmter Strassenbau
dem Verfassungsartikel bzw. dem Ge-
setzesartikel widerspreche. Das heisst:
Es gibt eine Verschiebung von der poli-
tischen Entscheidungsfindung zur Judi-
kative. Dies kann es doch auch nicht
sein oder . . .

Peter Sprenger: . . . Das sehe ich an-
ders. Ich finde es nicht grundsätzlich
falsch, dass man solche schwerwiegen-
den Verkehrsmassnahmen länger als
nur ein halbes Jahr diskutiert. Solche
Entscheidungen müssen reifen – selbst
wenn es über eine Beschwerde laufen
sollte. Im Ansatz ist eine breite und da-
mit vertiefte Diskussion zu begrüssen.
Dies bringt es mit sich, dass solche Mas-
snahmen von allen Seiten her betrach-
tet werden.

Johannes Matt: Die Gerichte haben

aber das letzte Wort und somit die Ent-
scheidungsgewalt. Die Verkehrsproble-
matik beschäftigt uns jetzt schon fast 30
Jahre. Ich bin dafür, dass die politischen
Entscheidungsträger in dieser Sache
entscheiden sollen. Ihre bevorzugte Va-
riante soll dem Volk zur Abstimmung
vorgelegt werden. Dann wissen wir was
wir wollen.

Ich hoffe, dass sich noch
zwei Abgeordnete
überzeugen lassen

Peter Sprenger: Es ist ein Irrtum zu
glauben, dass man gestützt auf Verfas-
sungsbestimmungen über die Staatsauf-
gaben klagen kann. Klagen kann man
nur in Bezug auf Grundrechte wie zum
Beispiel freie Meinungsäusserung. Un-
ser Artikel gehört zu den Staatsaufga-
ben. Das sind Grundausrichtungen bzw.
Grundwerte eines Staates. Die Situation
in Sachen Verkehr hat sich so verscho-
ben, dass wir uns neu ausrichten müssen.
Wir haben in Artikel 19 der Verfassung
auch festgeschrieben, dass der Staat das
Recht auf Arbeit schützt.Trotzdem kann
kein arbeitsloser Arbeitnehmer gestützt
auf dieses Recht klagen.

Johannes Matt: Das können Sie jetzt
aber nicht mit dem Verkehr verglei-
chen. Man kann doch nicht das Recht
auf Arbeit mit einem konkreten Ver-
kehrsprojekt vergleichen.

Peter Sprenger: Sie unterstellen die-
ser Initiative etwas, was dieser Initiative
nicht unterstellt werden darf. Es hängt
sehr viel von der konkreten Gesetzge-
bung ab, die nach Annahme der Initia-
tive gemacht werden muss. Darin ent-
halten muss eine Definition bezüglich
Transitstrasse sein. Wir haben nicht nur
die Idee, alles zu verhindern.Wir möch-
ten einen Weg finden, der von der abso-

luten Dominanz des Strassenverkehrs
wegführt. Man kann doch das Geld für
neue Ideen brauchen. Beispielsweise
kann man mit neuartigen Technologien
die Verkehrsbewegungen messen und
für den elektronischen Einzug von
Strassenbenutzungsgebühren sorgen.
Dann zahlt jemand genau entsprechend
seinem Gebrauch der Strassen.

Johannes Matt: Diesbezüglich sind
wir gar nicht so weit auseinander. Sol-
che Investitionen kann ich mir auch
vorstellen.

HHeerrrr  SSpprreennggeerr,,  iimm  LLaannddttaagg  wwuurrddee  aauucchh
üübbeerr  ddiiee  DDeeffiinniittiioonn  eeiinneerr  TTrraannssiittssttrraass--
ssee  ddiisskkuuttiieerrtt,,  ddeerreenn  KKaappaazziittäätt  ggeemmäässss  
iihhrreess  VVoorrsscchhllaaggss  nniicchhtt  eerrhhööhhtt  wweerrddeenn
ssoollllttee..  DDiiee  VVeerrffaassssuunngg  ddeerr  SScchhwweeiizz
ssiieehhtt  ddiieess  aauucchh  vvoorr,,  ffüüggtt  aabbeerr  zzuuddeemm
hhiinnzzuu::  ««VVoonn  ddiieesseerr  BBeesscchhrräännkkuunngg  aauuss--
ggeennoommmmeenn  ssiinndd  UUmmffaahhrruunnggssssttrraasssseenn,,
ddiiee  OOrrttsscchhaafftteenn  vvoomm  DDuurrcchhggaannggssvveerr--
kkeehhrr  eennttllaasstteenn..»»  LLiieeggtt  nniicchhtt  ggeerraaddee  iinn
ddiieesseerr  EEiinnsscchhrräännkkuunngg  ddiiee  DDuurrcchhsseettzz--
bbaarrkkeeiitt??  WWeesshhaallbb  hhaabbeenn  SSiiee  ddiieesseenn
EEiinnsscchhuubb  wweeggggeellaasssseenn??

Mit dieser Initiative
werden bauliche

Massnahmen nicht
grundsätzlich

ausgeschlossen

Peter Sprenger: Weshalb wir diesen
Einschub weggelassen haben, hat einen
Grund: Liechtenstein ist bezüglich
Grösse mit der Schweiz nicht vergleich-
bar. Wir sind flächen- und bevölke-
rungsmässig ein Vorort von Zürich. Ei-
ne Transitstrasse hat in der Schweiz
ganz andere Dimensionen. Eine Um-
fahrungsstrasse ist bei uns in aller Regel
auch eine Transitstrasse.

Johannes Matt: Jetzt kommen wir
zum Problem. Die Problemstrassen die
wir haben, sind Transitstrassen. Alle
Problemstrassen, so klein sie auch sind,
sind bei uns Transitstrassen.

Peter Sprenger: Nein! Eine Umfah-
rung von Triesen wäre keine Transit-
strasse.

Johannes Matt: Ja, das ist richtig. Ist
das aber im Moment eine Problem-
strasse?

Peter Sprenger: Nein
Johannes Matt: Eben. Was sind nun

bei uns die Problemstrassen: Transit-
strassen, wo Lastwagen hereinfahren
und bei der anderen Grenze wieder hin-
ausfahren. Diese müssen prioritär ge-
löst werden. Das ist das Verkehrsprob-
lem. Wir müssen aber auch Mut bewei-
sen. Man könnte zum Beispiel auch 
eine Magnet- oder Luftschwebebahn
bauen. Dann investieren wir einmal in
solche Projekte. Damit löst man aber
das Problem des Durchgangsverkehrs
nicht – also den Transit. Deshalb habe
ich Angst, dass wir mit dieser Initiative
diese Problemlösung verhindern. Und
nur deshalb bin ich dagegen. Ich habe
im Landtag einmal vorgeschlagen, das
ganze Land mit einem Tunnel zu ver-
binden. Das ist ein extremer Lösungs-
vorschlag, das ist mir schon klar.Was ich
damit sagen wollte ist, dass wir einfach
irgendetwas machen sollen. Ob es ein
Zug, eine Schwebebahn oder eine ande-
re Alternative ist, ist egal. Hauptsache
es passiert etwas. Die Umfahrungsstras-
se soll nicht zum Ziel haben, dass der
ganze Verkehr durch unser Land ge-
führt wird. Man darf dies nicht so eng-
stirnig betrachten. Es ist daneben, was
die Freie Liste macht. Sie kritisiert ein-
fach jeden, der eine andere Denkweise
hat. Man muss die Verkehrsproblema-
tik im Gesamten betrachten. Das heisst:
Wir brauchen alternative Verkehrsmit-
tel, wir brauchen eine Umfahrungs-
strasse, damit die Quartiere und somit
die Anrainer entlastet werden. Zudem
muss man mit Österreich verhandeln,
was mit zur Verkehrssituation Feld-
kirch beitragen können. Man könnte
zum Beispiel vorschlagen: Wenn wir
bauliche Massnahmen machen, baut ihr
auch die S 18. So könnte man einen ge-
meinsamen Nenner finden. Die Regie-
rung sagt einfach Nein – das ist nicht
unser Problem. Das geht auch nicht.
Zusammenarbeit ist gefragt. Mit dieser
Initiative unterstützen wir die Nein-Po-
sition. Das ist nicht der richtige Weg.

Peter Sprenger: Sie unterstellen der
Freien Liste eine absolute Verhinde-
rungspolitik. Ich habe dort andere und
bessere Erfahrungen gemacht. Ich bin
überzeugt,dass die Freie Liste die Hand
reichen wird zu einer Umfahrungsstras-
se, wenn der Letzetunnel kommen soll-
te. Dann müssen aber auch die entspre-
chenden Massnahmen in den Dörfern
gemacht werden. Diese Rückbaumass-
nahmen müssen dann auch realisiert
werden. Hier deckt sich meine Meinung
mit jener der Freien Liste, die diesbe-

züglich skeptisch eingestellt ist.

HHeerrrr  SSpprreennggeerr,,  ggllaauubbeenn  SSiiee,,  ddaassss  ddaass
UUnntteerrllaanndd  bbeeii  AAnnnnaahhmmee  ddiieesseerr  IInniittiiaa--
ttiivvee  bbeezzüügglliicchh  VVeerrkkeehhrrsspprroobblleemmaattiikk
uunndd  eeiinneemm  eettwwaaiiggeenn  SSttrraasssseennbbaauu  nnoocchh
aalllleeiinnee  uunndd  aauuttoonnoomm  eennttsscchheeiiddeenn
kkaannnn??

Peter Sprenger: Ich glaube nicht, dass
wir mit dieser Initiative zu einem Rich-
terstaat werden. Selbstverständlich
wird es je nach Ausgestaltung der nach-
gelagerten Gesetzgebung mehr Mög-
lichkeiten der Überprüfung geben.

KKöönnnnttee  nniicchhtt  ffoollggeennddeess  SSzzeennaarriioo  RReeaa--
lliittäätt  wweerrddeenn::  DDaass  VVoollkk  ssaaggtt  JJaa  zzuu  eeii--
nneemm  SSttrraasssseennbbaauu..  DDiiee  uunntteerrlleeggeenneenn
GGeeggnneerr  aakkzzeeppttiieerreenn  ddeenn  EEnnttsscchheeiidd
nniicchhtt  uunndd  rruuffeenn  ddiiee  GGeerriicchhttee  aann  uunndd
ddiieessee  ssaaggeenn  ddaannnn  NNeeiinn  zzuumm  BBaauu,,  wweeiill  eerr
eeiinnee  EErrhhööhhuunngg  ddeerr  TTrraannssiittssttrraasssseennkkaa--
ppaazziittäätt  iinn  ssiicchh  bbiirrggtt??

Wenn diese 
Initiative eine Mehrheit

findet, gehen die 
Streitereien  los

Peter Sprenger: Ich möchte jene Per-
sonen sehen, die auf der Basis eines
Volksentscheides die Gerichte anrufen.
Wenn beispielsweise 80 Prozent Ja stim-
men . . .

Johannes Matt: . . . Sie dürfen nicht
von solchen Mehrheiten ausgehen.
Wenn die Abstimmung 49 Prozent Nein
und 51 Prozent Ja ausgeht, sieht dies an-
ders aus. Dann gibt es Rechtsstreite, da-
von bin ich überzeugt. Dies auch um
den Bau zu verzögern. Dann ist es eine
Einschätzungssache der Gerichte. Dies
will ich nicht fördern. Wenn es einen
Volksentscheid gibt, will ich, dass er
durchgesetzt wird – nach demokrati-
schen Denkmuster.

Peter Sprenger: Jetzt diskutieren wir
hypothetisch. Dies hängt von der nach-
folgenden Gesetzgebung ab. Zu 100
Prozent kann man aber nicht aus-
schliessen, dass es zu Verzögerungen
kommt. Ich bin der Ansicht, dass eine
vermeintliche Verzögerung durchaus
auch eine Beschleunigung mitbeinhal-
ten kann, und zwar in eine andere, viel-
leicht bessere Richtung der Entwick-
lung.

Johannes Matt: Diese Verzögerun-
gen können gefährlich sein. Wenn der
Letzetunnel einmal gebaut ist, ist es zu
spät. Wir müssen flexibel handeln kön-
nen.

Peter Sprenger: Nur mit dem Argu-
ment Zeit alles abzulehnen, finde ich
den falschen Weg.

PPeetteerr  SSpprreennggeerr::  ««MMiitt  ddiieesseerr
IInniittiiaattiivvee  wweerrddeenn  bbaauulliicchhee
MMaassssnnaahhmmeenn  nniicchhtt
ggrruunnddssäättzzlliicchh  aauussggeesscchhllooss--
sseenn..  EEss  ddaarrff  nnuurr  nniicchhtt  ddiiee
ddeerrzzeeiitt  bbeesstteehheennddee  TTrraannssiitt--
kkaappaazziittäätt  eerrhhööhhtt  wweerrddeenn..  IIcchh
bbiinn  ssooggaarr  ddeerr  ÜÜbbeerrzzeeuugguunngg,,
ddaassss  uunnsseerree  IInniittiiaattiivvee  eeiinn
MMiitttteell  ddaaffüürr  wwäärree,,  ddaassss  ddiiee
nnoottwweennddiiggeenn  RRüücckkbbaauummaassss--
nnaahhmmeenn  aauucchh  dduurrggeeffüühhrrtt
wweerrddeenn..»»

JJoohhaannnneess  MMaatttt::  ««IInn
ddiieesseerr  FFrraaggee,,  ddiiee  vvoonn
ssoo  eennoorrmmeerr  WWiicchhttiigg--
kkeeiitt  iisstt,,  wwiillll  iicchh  ddaass
GGeessaammttppaakkeett  sseehheenn..
IIcchh  wwiillll  wwiisssseenn,,  wwaass

eeiinnee  TTrraannssiittssttrraassssee  iisstt
uunndd  wwaass  ddiieesseerr  AAbbssaattzz

vviieerr  ffüürr  FFoollggeenn  hhaatt..»»

PPeetteerr  SSpprreennggeerr::  ««FFaallllss  wwiirr
iimm  LLaannddttaagg  nniicchhtt  ddiiee  nnoott--
wweennddiiggeenn  MMeehhrrhheeiitteenn  ffüürr

ddiiee  IInniittiiaattiivvee  ffiinnddeenn,,  wwooll--
lleenn  wwiirr  ddiieessee  IInniittiiaattiivvee  

eeiinneerr  VVoollkkssaabbssttiimmmmuunngg
uunntteerrbbrreeiitteenn  uunndd  UUnntteerr--

sscchhrriifftteenn  ssaammmmeellnn..»»


